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auszugestalten sind. Danach sind die Arbeitsbedingungen 
so zu regeln und zu organisieren, daß sie Arbeitsfreude, 
Einsatzbereitschaft und Schöpfertum sowie das Streben 
der Werktätigen nach Ordnung, Sicherheit und Disziplin 
fördern. Der wissenschaftlich-technische Fortschritt ist so 
durchzusetzen, daß gleichzeitig ein besserer Gesundheits­
und Arbeitsschutz erreicht wird. Die Einkommenspolitik 
soll in Übereinstimmung mit der Entwicklung der Volks­
wirtschaft das Arbeitseinkommen der Werktätigen gemäß 
ihrer Leistung mehren. Abhängig vom Entwicklungstempo 
der Arbeitsproduktivität legte die SED programmatisch 
die Linie dar, den Erholungsurlaub weiter differenziert zu 
verlängern sowie schrittweise zur 40-Stunden-Arbeits- 
woche durch Verkürzung der täglichen Arbeitszeit unter 
Beibehaltung der 5-Tage-Arbeitswoche überzugehen.9 
Hierzu sind inzwischen mit der neuen UrlaubsVO vom 
28. September 1978 (GBl. I Nr. 33 S. 365) die ersten wesent­
lichen Schritte getan worden. Das Tempo, in dem diese 
und andere im Parteiprogramm vorgesehene Maßnahmen 
ergriffen werden können, hängt entscheidend davon ab, 
wie es gelingen wird, die Effektivität der sozialistischen 
Arbeit zu heben und gleichzeitig die steigenden außenwirt­
schaftlichen Belastungen zu meistern.

Auf dem IX. Parteitag der SED war beschlossen wor­
den, das vom VIII. Parteitag entwickelte Gestzgebungspro- 
gramm konsequent fortzuführen. Insbesondere das Wirt­
schaftsrecht und das Arbeitsrecht sollten schrittweise aus­
gestaltet werden. Besonderes Gewicht legte der Parteitag 
darauf, die neuen Normativakte für die Werktätigen ver­
ständlich und handhabbar zu machen. Das Arbeitsgesetz­
buch vom 16. Juni 1977 (GBl. I Nr. 18 S. 185), dessen Ent­
wurf in der Öffentlichkeit umfassend diskutiert worden 
war, bedeutete einen wichtigen Schritt bei der Realisie­
rung dieser Forderung. Als die Magna Charta der Arbeit 
stellt es einen Grundpfeiler des einheitlichen sozialisti­
schen Rechts unserer Republik dar.10

Mit dem AGB wurde eine neue Etappe der Entwick­
lung des Arbeitsrechts der DDR eingeleitet; es entspricht 
nunmehr den Bedingungen der weiteren Gestaltung der 
entwickelten sozialistischen Gesellschaft. Die ersten Erfah­
rungen, Untersuchungen und Analysen der Wirksamkeit 
des AGB in der Praxis zeigen, daß es sich durchgängig bei 
der weiteren sozialistischen Ausgestaltung der Arbeitsver­
hältnisse, bei der Verbesserung der Qualität der Leitung 
und bei der stärkeren Mitwirkung der Werktätigen zur Lö­
sung der betrieblichen Aufgaben bewährt.11

Im Zuge des Aufbaus der entwickelten sozialistischen 
Gesellschaft, ist auch in den Arbeitsverhältnissen die ent­
scheidende Triebkraft des Sozialismus — die wachsende 
Übereinstimmung der persönlichen, kollektiven und gesell­
schaftlichen Interessen — immer stärker ausgeprägt und 
wirksamer geworden. Es gilt jetzt, das neue AGB effektiv 
weiter zur Lösung der Hauptaufgabe in ihrer Einheit von 
Wirtschafts- und Sozialpolitik in der Praxis der Betriebe 
— auch unter zuweilen komplizierten Bedingungen — anzu­
wenden und zu nutzen. Jeder Vorschrift des AGB und der 
seiner Verwirklichung dienenden arbeitsrechtlichen Nor­
mativakte liegt eine sorgfältige Abwägung der persönli­
chen, betrieblichen und gesellschaftlichen Interessen zu­
grunde. Dementsprechend wurden die jeweiligen Rechte 
und Pflichten der am Arbeitsrechtsverhältnis Beteiligten 
geregelt und die Felder ihres aktiven und schöpferischen 
Tätigwerdens verbindlich ausgestaltet. Zur Erschließung 
der entscheidenden Triebkraft der sozialistischen Gesell­
schaft, zur konkreten Herstellung der grundlegenden In­
teressenübereinstimmung im jeweiligen Einzelfall, ist es 
unerläßlich, dieses Wesen der betreffenden Vorschrift zu 
erfassen und — in Erkenntnis der Einheit und wechselsei­
tigen Bedingtheit von Rechten und Pflichten — in die 
Praxis umzusetzen. So wird sich mit der weiteren Gestal­
tung der entwickelten sozialistischen Gesellschaft diese 
grundlegende Übereinstimmung der Interessen vertiefen.^

•

Die Herausbildung des sozialistischen Arbeitsrechts der 
DDR ist eine historische Leistung der von ihrer marxi­
stisch-leninistischen Partei geführten Arbeiterklasse. Im 
sozialistischen Arbeitsrecht finden die Errungenschaften 
des revolutionären Kampfes der Arbeiterklasse zum Aus­
bau einer leistungsfähigen Volkswirtschaft, zur ununter­
brochenen Mehrung des Volkseigentums, zur Erzielung 
einer hohen Effektivität der gesellschaftlichen Arbeit und 
zur Stärkung der Arbeiter-und-Bauern-Macht sowie die 
konsequente Verwirklichung der Ideale der Arbeiterklasse 
ihren umfassenden rechtlichen Ausdruck.
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Mit dieser Monographie leisten fünf Völkerrechtler der DDR einen Beitrag 
zur wissenschaftlichen Diskussion von theoretischen und praktischen Fragen, 
die sich Im Zusammenhang mit der Herausbildung und weiteren Entwick­
lung völkerrechtlicher Regelungen für die qualitativ neuartigen zwischen­
staatlichen Beziehungen der Länder der sozialistischen Gemeinschaft zu­
einander ergeben.

Ausgehend von den von Marx, Engels und Lenin geschaffenen theore­
tischen Grundlagen für die Gestaltung der Beziehungen zwischen soziali­
stischen Staaten behandeln die Verfasser Im 1. Kapitel die Herausbildung 
sozialistischer Völkerrechtsprinzipien und -normen Im Prozeß der Entste­
hung und Entwicklung des sozialistischen Weltsystems. Im Mittelpunkt 
stehen dabei der Inhalt der Völkerrechtsprinzipien des sozialistischen In­
ternationalismus und die Bedeutung dieser Prinzipien für die Gesamtheit 
der völkerrechtlichen Regelungen sozialistischer zwischenstaatlicher Bezie­
hungen.

Im 2. Kapitel wenden sich die Verfasser dem Prinzip der unverbrüch­
lichen Freundschaft und der gegenseitigen brüderlichen Hilfe als Kern der 
Völkerrechtsprinzipien des sozialistischen Internationalismus sowie den Prin­
zipien der gegenseitigen Achtung der Souveränität, der Gleichberechti­
gung, der Nichteinmischung in Innere Angelegenheiten, der Berücksichti­
gung nationaler Interessen und der strikten Erfüllung völkerrechtlicher Ver­
pflichtungen zu.

Mit der Entstehung und Entwicklung sozialistischer Rechtsformen der 
Planung der Ökonomisten Zusammenarbeit und Integration Innerhalb des 
RGW befaßt sich das 3. Kapitel. Hier werden u. a. Rechtsfragen der Lie­
fer- und Leistungsabkommen, der Plankoordinierung, des abgestimmten 
Plans der mehrseitigen Integrationsmaßnahmen und der Zielprogramme 
erörtert.

Das 4. Kapitel behandelt die Bildung sozialistischer zwischenstaatlicher 
ökonomischer Organisationen und die rechtliche Regelung ihres Wirkens 
(Rechtsstatus der Organisationen, die Willensbildung In ihnen und ihre 
Vertragsbeziehungen).

Die Verfasser lassen keinen Zweifel daran, daß sich der rechtliche 
Regelungsmechanismus für die Beziehungen neuen Typs zwischen soziali­
stischen Staaten sowohl hinsichtlich seiner inhaltlichen Gestaltung als auch 
hinsichtlich seines Umfangs und seiner Detailliertheit noch im Prozeß der 
vollen Herausbildung und schrittweisen Entwicklung befindet. Sie wollen 
ihre Ausführungen als persönliche, dem heutigen Erkenntnisstand ent­
sprechende Auffassungen zu z. T. noch erheblich umstrittenen Problemen 
verstanden wissen.


